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UREK-NR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates

UREK-SR Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie des Standerates

ARE Bundesamt fir Raumentwicklung

SNB Schweizerische Nationalbank

FINMA Eidgendssische Finanzmarktaufsicht

RPG Raumplanungsgesetz

1ISOS Bundesinventar der schutzenswerten Ortsbilder der Schweiz von
nationaler Bedeutung

CEATE-CN  Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil national

CEATE-CE  Commission de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de
I'énergie du Conseil des Etats

ARE Office fédéral du développement territorial

BNS Banque nationale suisse

FINMA Autorité fédérale de surveillance des marchés financiers

LAT Loi sur I'aménagement du territoire

1SOS Inventaire fédéral des sites construits d'importance nationale & protéger

en Suisse
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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Wahrung und Kredit
Banken

Eine im Jahre 2014 eingereichte Motion Bischof (cvp, SO) forderte den Bundesrat dazu
auf, die Expertengruppe "Brunetti II" nicht wie vorgesehen nach Erflllung ihrer Aufgabe
aufzuldsen, sondern als sogenannten "Zukunftsrat Finanzplatz" weiterzufiihren. Dieses
Gremium sollte nach Vorstellung des Motionars Exponenten aus Politik, der Banken-
und Versicherungsbranche sowie der Wissenschaft genauso umfassen wie Vertreter der
Sozialpartner und der betreffenden Regulierungsbehérden (SNB, Finma). Sein Zweck
sollte darin bestehen, als Diskussionsplattform und Orientierungshilfe in
finanzmarktstrategischen Fragen zu dienen.

Der Bundesrat sprach sich in seiner Stellungnahme dafir aus, den Vorstoss
anzunehmen, rief gleichzeitig aber in Erinnerung, dass er bereits im Dezember 2014 die
Einrichtung eines "Zukunftsrat Finanzplatz" angeordnet hatte.

Wahrend das Geschaft den Standerat problemlos passierte, fand im Nationalrat eine
kontroverse Debatte statt. Die SVP-Fraktion in der Person von Nationalrat Egloff (svp,
ZH) sprach sich gegen das Begehren aus und fand dafir gleich zwei Beweggriinde. Zum
einen befand die Volkspartei, es sei nicht notwendig, die als temporares Gremium
geschaffene Expertengruppe in eine bestandige umzuwandeln; zum anderen kénne die
Motion mit dem Vorgehen des Bundesrats, einen Zukunftsrat Finanzplatz einzusetzen,
auch als bereits erflllt erachtet werden. Dennoch wurde der Vorstoss schliesslich mit
83 zu 72 Stimmen bei 14 Enthaltungen angenommen. Die relativ hohe Anzahl der
Enthaltungen rihrte daher, dass einige SP-Vertreter die ungleiche Vertretung der
Geschlechter im Zukunftsrat Finanzplatz als stossend erachteten. '

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Die Jungen Grlnen lancierten im April 2015 ihre Volksinitiative ,,Zersiedelung stoppen
- fiir eine nachhaltige Siedlungsentwicklung (Zersiedelungsinitiative)™. Als
~Umweltproblem Nummer eins® bezeichnete Andreas Lustenberger, Co-Prasident der
Jungen Grinen und Zuger Kantonsrat, die Zersiedelung in der Schweiz: Zwischen 1985
und 2009 sei die hiesige Siedlungsflache um 44 Prozent angewachsen. Gemass einer
der zwei zentralen Forderungen der Initiative soll die Ausscheidung neuer Bauzonen mit
der Initiative nur noch mdglich sein, wenn andernorts eine in Bezug auf den
potentiellen landwirtschaftlichen Ertrag gleichwertige Flache von mindestens
ebendieser Grosse ausgezont wird. Zwar darf ein Kanton bereits heute aufgrund des im
Jahr 2013 an der Urne beflrworteten Raumplanungsgesetzes (RPG) nur noch
Baulandreserven fur den Bedarf der kommenden 15 Jahre horten. Nach Ablauf dieser 15
Jahre kann der Bedarf mittels Revision des Richtplans jedoch angepasst werden. Von
der EinfUhrung einer Bauzonen-Limite sei bei der RPG-Revision abgesehen worden,
erganzte Aline Trede, Nationalratin der Grlnen aus Bern. Somit flhre das
Raumplanungsgesetz nicht zum erhofften Ziel.

Als zweite Forderung verlangt die Initiative die Siedlungsentwicklung gegen innen und
glnstige Rahmenbedingungen fir nachhaltige Quartiere. Letztere zeichnen sich durch
kleinrdumige Strukturen von Wohnen, Arbeiten und Freizeit aus und streben eine hohe
Lebensqualitat und kurze Verkehrswege an.

Neben der Grinen Partei Schweiz, der JUSO, der Alpeninitiative, UmverkehR sowie
weiteren Jungparteien und Organisationen gab auch der Hausverein Schweiz, der
Verband fur &kologisch und fair gesinnte Eigentlimerinnen und Eigentimer, seine
Unterstitzung fur die Initiative bekannt. SVP-Nationalrat und Prasident des
Hauseigentimerverbandes (HEV) Hans Egloff liess auf Anfrage bereits verlauten, dass
man die Initiative nicht unterstitzen werde. Mit der Revision des RPG und der
Umsetzung der Zweitwohnungsinitiative habe man bereits zwei Gesetze geschaffen, die
der Zersiedelung entgegenwirken sollen.

Laut Berechnungen der Jungen Grunen bestinde innerhalb der bestehenden
Bauzonenreserven Platz fur 1.5-1.6 Mio. Einwohnerinnen und Einwohner, wenn man von
einer Besiedelung in bisheriger Dichte ausgehe. Mit einer moderaten Verdichtung
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bereits Uberbauter Flachen kénne jedoch erganzend Wohnraum flur weitere 1.1 Mio.
Personen geschaffen werden. Gemass ARE gibt es keine zuverlassigen Schatzungen zum
Potential der Siedlungsentwicklung gegen innen. ?

Gemass den Zurcher SVP-Nationalrdten Gregor Rutz und Hans Egloff bestehen
Widerspriiche und Zielkonflikte zwischen dem Schutz von Ortsbildern nationaler
Bedeutung und der Férderung der Siedlungsentwicklung nach innen. Damit das Ziel
des verdichteten Bauens und somit der Schutz der Landschaften erreicht werden kann,
verlangen die Nationalrate mittels parlamentarischer Initiativen entsprechende
Anpassungen des Natur- und Heimatschutzgesetzes (Pa.lv. 17.525) sowie des
Raumplanungsgesetzes (Pa.lv. 17.526). Konkret stéren sich die Initianten am
Bundesinventar der schutzenswerten Ortsbilder der Schweiz von nationaler Bedeutung
(ISOS), das stetig wachse und gesetzesdhnlichen Charakter annehme, so dass teils ganze
Siedlungen oder Quartiere faktisch unter Schutz gestellt wirden. Mit Annahme der
Initiative Rutz (Pa.lv. 17.525) sollen nur noch Bauwerke oder Siedlungen von
aussergewdhnlicher historischer Bedeutung oder Einzigartigkeit von der Mdglichkeit
der baulichen Verdichtung ausgenommen werden. Die Initiative Egloff (Pa.lv. 17.526) will
die Kantone von der Pflicht entheben, in ihren Richtplanen die Bundesinventare
bertcksichtigen zu mussen, sofern &ffentliche Interessen - wozu das verdichtete Bauen
gegen innen gemass Art. 1RPG zédhle - bestiinden, die dem zuwiderlaufen wirden.

An zwei Sitzungen im Januar und Februar 2019 gab die erstberatende UREK-NR den
beiden Anliegen denkbar knapp Folge, im Falle der parlamentarischen Initiative Rutz mit
12 zu 11 Stimmen und derjenigen von Egloff mit 11 zu 10 Stimmen, wobei sich jeweils 2
Kommissionsmitglieder der Stimme enthielten. °

Nach der UREK-NR sprach sich die UREK-SR im Oktober 2019 mit 6 zu 4 Stimmen bei 2
Enthaltungen ebenfalls daflr aus, zwei parlamentarischen Initiativen Rutz (svp, ZH;
Pa.lv. 17.5625) und Egloff (svp, ZH; Pa.lv. 17.526) Folge zu geben, die den Schutz von
Ortsbildern nationaler Bedeutung zugunsten der Forderung der Siedlungsentwicklung
nach innen lockern wollen. Man plante, die Umsetzung mit der zweiten Teilrevision des
Raumplanungsgesetzes (RPG2) zu koordinieren, was schlussendlich aber daran
scheiterte, dass die RPG2-Revision beerdigt wurde. *

1) AB NR, 2015, S. 1844 ff.; AB SR, 2015, S. 228 f.

2) Lib, NZZ, 21.4.15; TA, 6.11.15

3) Medienmitteilung UREK-NR vom 19.2.19; Medienmitteilung UREK-NR vom 22.1.19; AZ, SGT, 22.2.19
4) Medienmitteilung UREK-SR vom 11.10.19
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